
der Blockparteien und der Massenorganisationen zu 
festigen.

Zur Rechenschaftslegung
Die Rechenschaftslegung der Abgeordneten muß aus­

gehen von der Tatsache, daß die Deutsche Demokratische 
Republik die Basis des Kampfes um ein neues Deutsch­
land ist. Es muß auf gezeigt werden, was die Volksver­
tretung, bzw. der Abgeordnete, der Rechenschaft gibt, 
in der Legislaturperiode geleistet hat.

Der Bericht ist eng zu verbinden mit den Problemen 
des Volkswirtschaftsplanes, den Fragen des Wettbewerbs 
um die höhere Qualität der Produktion, den Fragen der 
Durchführung der Verordnung über die Verbesserung der 
Lebenslage der Bevölkerung usw., d. h. der Abgeordnete 
soll überall auf die betrieblichen oder örtlichen Verhält­
nisse eingehen, um die Auswirkungen der Politik von 
Partei und Regierung auf die Lebenshaltung der Werk­
tätigen im einzelnen aufzuzeigen. Dabei sind die 
Schwächen und Mängel des Staatsapparates bei der 
Durchführung der ihm gestellten Aufgaben schonungslos

aufzudecken. Es ist aufzuzeigen, wie die Kontrolle durch 
die Bevölkerung besser gehandhabt wird, und wie die 
Mitarbeit der Bevölkerung bei der Durchführung der 
staatlichen Aufgaben zu organisieren ist.

Besondere Bedeutung ist in den Rechenschaftsver­
sammlungen der Diskussion der Wähler beizumessen. 
Aus den Vorschlägen, Wünschen, Kritiken und Be­
schwerden sind die Schlußfolgerungen für die Verbesse­
rung der Arbeit der Vertretungskörperschaften und der 
einzelnen Abgeordneten zu ziehen. Dabei muß auf alle 
Argumente und Fragen der Bevölkerung gründlich ge­
antwortet werden.

Unsere Stärke liegt in der Bereitschaft der Massen 
zur Mitarbeit an unserem Staat. Die Vorbereitung und 
Durchführung der Volkswahlen wird uns in hohem Maße 
helfen, das Bewußtsein unserer Werktätigen von der 
Rolle und Bedeutung unseres Arbeiter- und Bauern­
staats zu erhöhen und dazu beitragen, daß unsere Staats­
macht, vom Vertrauen der Massen getragen, noch stärker 
und fester wird.

Die politische Knebelung der Demokratie
in Westdeutschland

Um ihre Herrschaft gegen das Volk zu bemänteln, 
mißbrauchen die Feinde des Volkes keinen politischen 
Begriff so sehr wie den Begriff „Demokratie“. Sie wer­
den nicht müde, ihr volksfeindliches Regime in West­
deutschland als „einziges demokratisches Staatswesen in 
Deutschland“ zu bezeichnen.

Wie sieht es aber in Wirklichkeit aus? Über Demo­
kratie kann es in einer Klassengesellschaft niemals eine 
einheitliche Auffassung geben. Die Bourgeoisie bezeichnet 
als Demokratie ihre politische Klassenherrschaft, die 
eine parlamentarische Fassade tragt. Für die Arbeiter­
klasse kann jedoch als entscheidendes Kriterium der 
Demokratie nur gelten, daß nicht die Monopolisten und 
Junker herrschen, sondern daß sie als größte Klasse der 
Gesellschaft im Bunde mit den werktätigen Bauern auch 
den größten Einfluß in der Regierung und im Parlament 
besitzt. Sie kann an die Frage der Demokratie nur vom 
Klassenstandpunkt der Arbeiterklasse herangehen: 
Demokratie für wen? Wer regiert gegen wen? Wer hat 
die ökonomische und politische Macht? Das ist die Kern­
frage.

Wenn wir von diesem Standpunkt aus die politische 
Ordnung in beiden Teilen Deutschlands betrachten, gibt 
es keinen Zweifel, wo Demokratie und Freiheit herrschen. 
Ein für jeden augenfälliges Bild zeigt schon die Zu­
sammensetzung der Bonner Regierung und des Bundes­
tages. Unter 449 Abgeordneten sind 85 Unternehmer und 
Großkaufleute, 51 Großgrundbesitzer, 85 Direktoren und 
Aufsichtsräte der Konzerne und 138 Angehörige der 
freien Berufe, die im Dienste der Großkapitalisten stehen. 
So sind z. B. die Bundestagsabgeordneten Dr. Blank (FDP) 
und Berendsen (CDU) Direktoren des Klöcknerkonzerns, 
der Abgeordnete Pferdmenges vertritt die Vereinigten 
Stahlwerke, den AEG-Konzern und den Klöckner- 
konzern; der Mannesmann-Konzern wird durch Dr. Pohle 
(CDU), die IG-Farben werden durch Euler (FDP), MAN 
wird durch ihren Generaldirektor Wellhausen (FDP), die

Dresdner Bank durch ihre Direktoren und Aufsichtsräte 
Schornberg (CDU) und Pünder (CDU) vertreten. Diese 
Liste könnte fortgesetzt werden. Nur 15 Abgeordnete 
kommen aus der Arbeiterklasse. Aber auch diese sind in 
ihrer Mehrzahl rechte Gewerkschaftsführer, die nicht 
die Interessen der Arbeiter vertreten, sondern eng mit 
den Monopolen verbunden sind, in den Aufsichtsräten der 
Konzerne sitzen und dort hohe Tantiemen beziehen. In 
der Bonner Regierung sind von 18 Ministern 13 Groß­
kapitalisten, Gutsbesitzer und Bankiers; 6 von ihnen sind 
alte aktive Nazis.

In der Regierung und Volkskammer der Deutschen 
Demokratischen • Republik gibt es keine Konzernherren, 
Bankiers und Gutsbesitzer. Von 20 Ministern entstammen 
10 der Arbeiterklasse, einer der Bauernschaft und zwei 
dem Handwerkerstand. 197 Abgeordnete der Volks­
kammer kommen aus der Arbeiterschaft, 23 aus der 
Bauernschaft und 35 aus dem Handwerkerstand. In der 
Deutschen Demokratischen Republik stehen die Abgeord­
neten in einem engen kameradschaftlichen Verhältnis zu 
ihren Wählern. Sie berichten ihnen regelmäßig über ihre 
Tätigkeit im Parlament, beachten Kritiken und An­
regungen der Bevölkerung und verwirklichen ihre prak­
tischen Vorschläge. Abgeordnete, die entgegen ihren Ver­
sprechungen die Interessen des Volkes mißachten, wer­
den von ihren Wählern zur Rechenschaft gezogen. Schon 
an der Aufstellung der Kandidaten für die Volkskammer 
ist die Bevölkerung unmittelbar beteiligt. Sie hat das 
Recht, Kandidaten abzulehnen, von denen sie glaubt, 
daß sie für dieses verantwortungsvolle Amt nicht die 
erforderliche Eignung besitzen.

Nichts dergleichen sehen wir jedoch in der politischen 
Praxis des westdeutschen Staates. Dort üben die Ab­
geordneten ihr Amt ohne Verbindung mit dem Volke 
und ohne Mitwirkung der Wähler aus, legen vor ihnen 
keine Rechenschaft ab, das Volk hat keinerlei Möglich-
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